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Editorial 

Liebe Mitglieder der Humanistischen Union, 

abermals erschüttert ein militärischer 

Konflikt die Welt. Der Angriff der Hamas auf 

Israel, die Ermordung und Geiselnahme 

vieler Menschen ist ein brutaler 

terroristischer Akt von großer Tragweite. 

Dass der Staat Israel das Recht hat, sich 

gegen diese Angriffe zu verteidigen, ist für 

uns selbstverständlich. 

Ebenso sind wir entsetzt über die zivilen 

Opfer des Konflikts in Gaza. Abermals 

bestätigt sich, dass die Zivilbevölkerung auf 

beiden Seiten zu den Opfern eines Krieges 

wird, den Funktionseliten ausgelöst haben. 

Diese Gewaltspirale muss gestoppt werden. 

Im Einklang mit den Vereinten Nationen 

fordern wir einen Waffenstillstand und 

Verhandlungen über eine Lösung des 

Konflikts. 

Eins muss dabei völlig klar sein: Das 

Existenzrecht des Staates Israel ist nicht 

verhandelbar und darf nicht infrage gestellt 

werden. Wir sind erschüttert angesichts der 

antisemitischen Übergriffe in Deutschland. 

Wir sind uns unserer historischen 

Verantwortung aufgrund der national-

sozialistischen Schreckensherrschaft 

bewusst. Daher ist es nicht akzeptabel, 

antisemitische Übergriffe allein Muslimen 

in die Schuhe schieben zu wollen – wir 

müssen uns immer bewusst sein, dass 


